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W
ährend dreier Legislaturpe-
rioden – von 1992 bis 2002
– wurde vom Deutschen
Bundestag eine Enquete-
kommission „Demographi-

scher Wandel“ eingerichtet. Diese aus Par-
lamentariern und Wissenschaftlern beste-
hende Kommission hat sich in ihrem
Schlussbericht überwiegend mit den Pro-
blemen der älteren Generationen beschäf-
tigt. Die Folgen der Zuwanderung kamen
in bescheidenem Maß zur Sprache, der
Schwund der nachwachsenden Generatio-
nen überhaupt nicht; ein Beispiel parteien-
übergreifender politischer Einäugigkeit.

Freilich hat sich mittlerweile die media-
le und politische Aufmerksamkeit dem ab-
sehbaren Bevölkerungsrückgang und in
diesem Zusammenhang auch der Famili-
enpolitik zugewandt. In der großen Koali-
tion ist ihr Stellenwert so groß wie nie.
Seit den Zeiten Adenauers lähmte ein
Konflikt der Familienleitbilder zwischen
der von der CDU/CSU favorisierten Haus-
frauenehe und der von der SPD favorisier-
ten egalitären Doppelverdienerehe die
familienpolitischen Initiativen. Derzeit
scheint erstmals eine Synthese von bevöl-
kerungspolitischen, arbeitsmarktpoliti-
schen und geschlechterpolitischen Zielen
– vertreten durch eine selbstbewusste
CDU-Familienministerin – den Konflikt
zu neutralisieren.

Allerdings steht auch dieses Konzept
auf einem schwachen Fundament. Es wird
nicht recht deutlich, warum die Politik
mehr für Eltern und Kinder tun sollte. Der
Begriff „Familie“ ist zwar immer noch
emotional aufgeladen, aber inhaltlich
schwammig geworden. Warum sollte die
Politik „Familie“ nicht als Privatangele-
genheit den Familien selbst überlassen?
Worin besteht das öffentliche Interesse an
einer Familienförderung?

Die Unbestimmtheit der familienpoliti-
schen Diskurse kommt nicht von ungefähr.
Denn das öffentliche Interesse an Famili-
en ist ein völlig anderes als das Interesse
der Familien an sich selbst. Niemand liebt
für den Staat oder bekommt Kinder der
Rente wegen. Zwar besteht kein notwendi-
ger Widerspruch zwischen den Interessen
der Eltern und denjenigen des Staates,
denn beiden ist in der Regel an gesunden,
gut qualifizierten und erfolgreichen Kin-
dern gelegen. Aber potentielle Eltern und
politische Gemeinwesen haben auch zahl-
reiche andere Interessen, die mit dem In-
teresse an Kindern in Konkurrenz treten.
Für das Gemeinwesen liegt das Problem in
erster Linie nicht bei den Eltern, sondern
bei denjenigen jungen Erwachsenen, die
in wachsender Zahl auf Kinder verzichten.

Um Familienpolitik zu begründen,
konnte man bis vor wenigen Jahren noch
mit dem Unterschied zwischen ausgepräg-
ten Kinderwünschen und niedrigerer tat-
sächlicher Kinderzahl argumentieren.
Mittlerweile hat sich gezeigt, dass selbst
der durchschnittliche Kinderwunsch zu-
rückgeht, vor allem unter den Männern.
Für einen wachsenden Anteil der 20- bis
50-Jährigen scheint die Gründung einer
Familie nicht mehr mit ihren sonstigen Le-
bensplänen vereinbar. Etwa ab dem Ge-
burtsjahrgang 1950 polarisiert sich die Be-
völkerung zunehmend in Eltern mit über-
wiegend zwei oder mehr Kindern und in
Kinderlose. Vom Geburtsjahrgang 1965
an geht voraussichtlich etwa jede dritte
Frau ohne eigene Kinder ins Alter.

Daher ist es verständlich, dass die ge-
genwärtige Familienpolitik sich vor allem
darum bemüht, die Vereinbarkeit von Fa-
milien- und Erwerbstätigkeit zu verbes-
sern. Auch die Männer werden stärker ein-
bezogen. Im Unterschied zu Skandinavien
mit seiner seit langem egalitären Ge-
schlechtertradition wird in Deutschland
die Verantwortung für die Kleinkinder im-
mer noch vorwiegend den Müttern zuge-
schrieben; die öffentliche Beschimpfung
von erwerbstätigen Müttern als „Raben-
mütter“ oder „Gebärmaschinen“ spricht
ebenso Bände wie der umgekehrt ebenso
beleidigende Begriff einer „Herdprämie“
für Mütter, die auf die Angebote kollekti-
ver Kinderversorgung im Kleinkindalter
verzichten und ihre Kinder selbst pflegen
und erziehen wollen.

Neu an der aktuellen Familienpolitik
sind nicht nur die Programme, sondern
vor allem deren implizite Begründung. Es
geht inzwischen nicht mehr nur darum, El-
tern und solchen, die es werden wollen,
das Kinderhaben zu erleichtern. Immer
deutlicher tritt das öffentliche Interesse
an Müttern als gegenwärtigen und Kin-
dern als zukünftigen Arbeitskräften her-
vor. Familienpolitik ist also auch wirt-
schafts- und mittelbar auch sozialpolitisch
motiviert: Die Sozialsysteme sollen durch
die demographische Entwicklung nicht
aus dem Gleichgewicht geraten.

Das öffentliche Interesse an Kindern
wird allerdings nur unzureichend begrün-
det. Die vorherrschende Begründung be-
zieht sich auf den „demographischen Wan-
del“ und insbesondere auf den verstärkten
Geburtenrückgang, der aus dem Einrü-
cken der geburtenschwachen Jahrgänge
ins Alter der Fortpflanzung folgt. Diese be-
völkerungspolitische Argumentation ist
nicht nur durch historische Erinnerungen
vergiftet; sie trifft auch die tatsächlichen
Probleme nicht präzise genug.

Anders als der absolutistische Staat ist
ein demokratisches Gemeinwesen nicht
mehr an der schieren Größe seiner Bevöl-
kerung als Machtfaktor interessiert. Ihm
kommt es in erster Linie darauf an, wirt-
schaftliche und soziale Gleichgewichte
aufrechtzuerhalten. Maßgeblich ist daher

nicht in erster Linie die Zahl der Köpfe,
sondern das, was in ihnen steckt. Anzu-
streben ist nicht irgendein demographi-
scher Zielwert, sondern die Sicherung des
Nachwuchses für die vielfältigen Aufga-
ben, die in einem komplexen Gemeinwe-
sen anfallen. Es geht also nicht nur um
den Nachwuchs für die Wirtschaft, also
um das sogenannte Humankapital. In den
Blick geraten muss ebenso der Nachwuchs
an Eltern, an Bürgern, an Ehrenamtlichen
und Konsumenten. Die Kommission für
den Fünften Familienbericht der Bundes-
regierung hat hierfür die Bezeichnung Hu-
manvermögen vorgeschlagen. Der Begriff
steht für die Summe der für Dritte nützli-
chen Fähigkeiten, die in den Mitgliedern
eines Gemeinwesens verkörpert sind.

Aus gesellschaftspolitischer Sicht
kommt es zunächst nicht auf die Bevölke-
rungsentwicklung, sondern auf die Ent-
wicklung des kollektiven Humanvermö-
gens an. Deshalb erscheinen eine bessere
Förderung der einmal geborenen Kinder
und die Ausschöpfung ihrer Begabungsre-
serven auch politisch aussichtsreicher als
die Steigerung der Geburtenrate.

Eine solche Politik zum Erhalt und zur
Mehrung des Humanvermögens in
Deutschland hat zwei Problemkreise zu
berücksichtigen: Nachwuchssicherung
und lebenslanges Lernen. Nachwuchssi-
cherung betrifft vor allem die Entwick-
lung der Fähigkeiten von Kindern und Ju-
gendlichen. Die Förderung der nachwach-
senden Generationen ist ein Thema, das
Politikfelder von der Familien- über die
Bildungs- bis zur Einwanderungspolitik
übergreift, auf den Arbeitsmarkt aus-
strahlt und Bund, Länder und Kommunen
gleichermaßen betrifft. Eine prägnante
Problem- oder Zielformel ähnlich den Be-
griffen Vollbeschäftigung, innere Sicher-
heit oder Geldwertstabilität ist bis jetzt
noch nicht akzeptiert.

Weil der Nachwuchs spärlicher und die
gesunde Lebensspanne länger wird, müs-
sen die Fähigkeiten der erwerbsfähigen
Bevölkerung genutzt und erhalten wer-
den. So ist es möglich, den Mangel an gut
ausgebildeten Nachwuchskräften durch
Weiterbildung der Erwerbstätigen zum
Teil auszugleichen. Nur durch lebenslan-
ges Lernen können die Bürger den sich
ständig wandelnden Anforderungen ge-
recht werden, mit denen sie im Arbeits-
wie im Privatleben konfrontiert werden.

Indes ist in den politischen Diskussio-
nen in Deutschland von diesen Zusammen-
hängen bislang kaum die Rede. Nach-
wuchssicherung und die Förderung lebens-
langen Lernens sind keine akzeptierten po-
litischen Ziele. Dies ist nicht zuletzt darauf
zurückzuführen, dass es hierzu an brauch-

baren Veranschaulichungen mangelt, ins-
besondere an verlässlichen statistischen
Daten.

Dabei geht von statistischen Zahlenwer-
ken für das politische Handeln eine ähnli-
che Präzedenzwirkung aus wie vom Recht.
Beginnend mit Volkszählungen und Steuer-
listen, haben Regierende seit Jahrhunder-
ten versucht, sich ein Bild von der militäri-
schen und wirtschaftlichen Kraft ihrer Un-
tertanen zu verschaffen. Heute bilden die
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
das wichtigste statistische Instrument der
Regierungskunst. Sie bündeln vielfältige
statistische Erhebungen in einem standar-
disierten Rechenwerk, das auf internatio-
nal vereinbarten Konventionen beruht
und daher auch für internationale Verglei-
che herangezogen werden kann. Volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnungen vermitteln
ein differenziertes Bild der wirtschaftli-
chen Zusammenhänge, soweit diese durch
Zahlungsvorgänge quantitativ erfassbar
sind. Sie bilden die Grundlage für Steuer-
vorausschätzungen und mittelbar auch für
die Finanzplanung.

E
in Blick in die Veröffentlichun-
gen des Statistischen Bundes-
amtes zu den volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnungen zeigt,
dass Zahlenangaben über das

Humanvermögen darin nicht zu finden
sind. Immerhin liegen für Teilaspekte des
Humanvermögens in Sonderveröffentli-
chungen des Amtes fruchtbare Konzepte
und für ausgewählte Jahre auch erste, sehr
detaillierte Ergebnisse vor. Allerdings blie-
ben diese Arbeiten in der Öffentlichkeit
und von der Politik fast unbemerkt.

Vorherrschender Maßstab für die Wohl-
fahrt eines Landes sind immer noch statis-
tische Angaben, die den unmittelbaren
wirtschaftlichen Erfolg widerspiegeln.

Nur wenn sich Aktivitäten in Geldgrößen
niederschlagen, etwa im Lohn für geleiste-
te Arbeit oder im Geldwert für gekaufte
Konsumgüter, werden sie laufend erfasst
und in den herkömmlichen Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen zu Aggre-
gaten der wirtschaftlichen Leistung zu-
sammengefasst.

Dementsprechend werden Bildungsleis-
tungen im Rechenwerk nur ausgewiesen,
soweit sie mittels bezahlter Erwerbsarbeit
erbracht werden. Der weitgespannte Be-
reich von unbezahlten privaten Haushalts-
tätigkeiten bleibt aber ausgeschlossen.
Dazu gehören auch die Betreuung und Er-
ziehung der Kinder durch ihre Eltern be-
ziehungsweise durch andere Familienan-
gehörige wie die Großeltern. Eine für die
Zukunft der Gesellschaft zentrale Aufga-

be findet damit nur in dem Maße Berück-
sichtigung, als mit ihr Käufe von Ver-
brauchs- oder Gebrauchsgütern wie Klei-
der oder Computer für die Kinder verbun-
den sind. Unberücksichtigt bleiben auch
die Lernaktivitäten der Schüler, die neben
dem Einsatz der Lehrer eine wichtige Vor-
aussetzung für den späteren Ausbildungs-
stand der jungen Menschen sind.

Unzureichend erfasst werden Erzie-
hung und Ausbildung auch in der gesamt-
wirtschaftlichen Vermögensrechnung.
Als Vermögensbestandteile werden neben
dem Geldvermögen nur die Teile des Sach-
vermögens einbezogen, die in Erwerbsar-
beit produziert wurden und anschließend
in Verbindung mit bezahlter Arbeit einge-
setzt werden. Dazu gehören Fabrik- und
Verwaltungsgebäude ebenso wie Maschi-
nen und Büromöbel. Gebrauchsgüter wie
privat genutzte Kraftfahrzeuge oder Haus-
haltsgeräte, die für die Erstellung privater
Haushaltsleistungen genutzt werden, wer-
den dagegen als reine Konsumgüter be-
handelt. Sie werden nach den Konventio-
nen der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen – wie die erwähnten Bildungs-
leistungen – gekauft und im gleichen Zeit-
raum wieder konsumiert.

Da das Humanvermögen aber nicht nur
auf bezahlten Leistungen beruht, sondern
vor allem im Zusammenspiel von Lernen-
den und Lehrenden, von Eltern und Kin-
dern entsteht, greifen die Konzepte der
herkömmlichen Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen zu kurz. Zwar wurde
während einer der jüngsten Revisionen
der internationalen Gesamtrechnungskon-
zepte auf Wunsch Frankreichs erwogen,
zumindest die bezahlten Bildungsleistun-
gen als Investitionen anzusehen und da-
mit eine Möglichkeit zu schaffen, den Ver-
mögensbestand an Ausbildungsleistungen
zu berechnen. Doch fand dieses Konzept
keine Mehrheit. Bildung bleibt Konsum.

Indes bemängeln Fachleute schon seit
Jahrzehnten, dass sich die Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen nur auf
diejenigen wirtschaftlichen Aktivitäten
konzentrieren, die mit Geld bezahlt wer-
den. Arbeits-, Güter- und Geldmärkte ste-
hen im Licht von Öffentlichkeit und Poli-
tik, während unbezahlte Tätigkeiten eben-
so wie physische Ströme ohne Geldwert
(etwa Klimabelastungen) ein Schattenda-
sein fristen. Als Ergebnis dieser Diskussi-
on wurden seit den achtziger Jahren soge-
nannte Satellitensysteme zu den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen ent-
wickelt, in Deutschland etwa für die Be-
schreibung der privaten Haushaltstätigkei-
ten. Dazu wurde in einem Abstand von
zehn Jahren zweimal das gesamte Spek-
trum der Tätigkeiten im Tagesablauf einer

repräsentativen Gruppe zeitlich erfasst.
Soweit die Tätigkeiten auch gegen Entgelt
von Dritten hätten bezogen werden kön-
nen, wurden die Zeitgrößen zusätzlich mo-
netär bewertet. Dies galt auch für die Kin-
derbetreuung. Erstmals konnten so Leis-
tungen der Familie für den Nachwuchs do-
kumentiert und die Bildungsanstrengun-
gen der Schüler zeitlich geschätzt werden.
Allerdings wurden sie weiterhin als Kon-
sum und nicht als Investitionen behan-
delt.

Ende der neunziger Jahre wurde erst-
mals auch ein Satellitensystem für Bil-
dung erstellt. Dem Konzept des Human-
vermögens entsprechend, wurden die Aus-
bildungsleistungen nicht mehr als unmit-
telbarer Konsum, sondern als Investitio-
nen behandelt, die sich für die spätere Ver-
wendung zunächst zu einem Ausbildungs-
vermögen anhäufen, das im anschließen-
den Nutzungszeitraum schrittweise abge-
schrieben wird. Damit konnte erstmalig
der Bildungsteil des Humanvermögens
umfassend geschätzt werden.

Zum Humanvermögen gehören in der
hier vertretenen Definition nicht nur die
schulische Ausbildung, sondern auch die
familiären Leistungen für die Aufbrin-
gung der Kinder. Einen ersten Ansatz zur
Koppelung dieser beiden wichtigen Kom-
ponenten legte das Statistische Bundes-
amt im Jahr 2003 vor: In der Studie „Zeit
für Kinder“, die im Auftrag des Arbeits-
kreises für Familienhilfe erstellt wurde,
konnte erstmals die Veränderung des Hu-
manvermögens umfassend geschätzt wer-
den. Dabei war es ein besonderes Anlie-
gen, nicht die übliche monetäre Bewer-
tung, sondern Ausgangsdaten in Zeitgrö-
ßen in den Mittelpunkt zu stellen. Aus-
gangspunkt der Überlegungen war, dass
der Kategorie „Zeit“ eine eigenständige
Bedeutung für die gesellschaftliche Analy-
se zukommt, auch wenn sie im Unter-

schied zu vielen gesellschaftlich wichti-
gen Kennzahlen sich nicht in die ökono-
mische Sprache des Geldes übersetzen
lässt.

Mit Hilfe des Konzepts Humanvermö-
gen können die Bereiche der bezahlten
und der unbezahlten Arbeit miteinander
verbunden werden. Erst im Zusammen-
spiel beider Arbeitsformen kann Human-
vermögen entstehen. Ein Vergleich mit
der Größe des Sachvermögens einer Wirt-
schaft könnte die große Bedeutung dieses
Aggregats für die gegenwärtige gesell-
schaftliche Produktion verdeutlichen.

In die Betrachtung möglicher Entwick-
lungspfade der Gesellschaft müssen natür-
lich auch die längerfristigen Auswirkun-
gen des demographischen Wandels einge-
hen. In komplexen ökonometrischen Mo-
dellen könnten die Wechselwirkungen
zwischen Bevölkerungsentwicklung, Hu-
manvermögen und sozioökonomischem
Wandel analysiert werden. Dabei würde
sich zeigen, dass der Schwund des Human-
vermögens nicht ganz so gravierend aus-
fällt wie der Rückgang der Bevölkerung
im Erwerbsalter, weil die nachwachsen-
den Generationen im Durchschnitt besser
qualifiziert sind als die aus dem Erwerbsle-
ben ausscheidenden. Ferner ließe sich
auch abschätzen, was von der Verlänge-
rung der Erwerbsphase und der Einfüh-
rung eines quartären Bildungssystems des
lebenslangen Lernens für die Bewältigung
der Zukunft zu erwarten ist.

Von derartigen Berechnungen sind wir
heutzutage allerdings weit entfernt. Die
Angebote des Statistischen Bundesamtes,
umfassende sozioökonomischen Gesamt-
rechnungen zu erstellen, wurden in der
Vergangenheit von den zuständigen Bun-
desministerien nicht aufgegriffen. Wäh-
rend noch Anfang der neunziger Jahre im
damaligen Koalitionsvertrag der Bundes-
regierung die Erstellung einer umweltöko-
nomischen Gesamtrechnung beschlossen
und das Vorhaben in den Folgejahren
durch Haushaltsmittel des Bundes unter-
stützt wurde, fehlte es an entsprechender
politischer Unterstützung in den letzten
Legislaturperioden und auch gegenwärtig
seitens der großen Koalition.

U
nter den heutigen komplexen
Bedingungen ist eine einiger-
maßen sachgerechte Politik
nicht möglich, ohne dass es
eine institutionalisierte Infra-

struktur des Wissens gibt. Es ist eine Fra-
ge des politischen Willens, von Statistik
und Forschung nicht nur fallweise Rat-
schläge einzuholen, sondern für langfristi-
ge Strategien umfassende Informationen
zu erhalten. Die Furcht vor politisch unbe-
quemen Befunden, sei es aus wahltakti-
schen oder tagespolitischen Gründen, ist
kurzsichtig. Auf Dauer nützt das Wissen
allen, vor allem bei der Entwicklung län-
gerfristiger Perspektiven. Deshalb sollten
die Politik und die Statistik dem Druck
von Finanzinstitutionen standhalten, die
mehr und mehr versuchen, das volkswirt-
schaftliche Rechenwerk so auszugestal-
ten, dass es vorrangig als Datenquelle für
eine kurzfristig angelegte Politik genutzt
werden kann. Die Erstellung von Satelli-
tensystemen zu gesellschaftlich bedeuten-
den Themen böte dem Statistischen Bun-
desamt die Chance, ein Gegengewicht zu
schaffen.

Dies gilt auch für die Themen Nach-
wuchssicherung und Humanvermögen
mit ihren familien- und bildungspoliti-
schen Implikationen. Weil die Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen die wich-
tigste Datenbasis für die Politik darstel-
len, können die demographischen Aspek-
te der wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklung erst dann angemessen berück-
sichtigt werden, wenn sich die Verände-
rungen des Humanvermögens in einem Sa-
tellitensystem in enger Verknüpfung mit
dem Kernsystem des Gesamtrechnungs-
werkes nachweisen lassen. Dann aber wür-
de der bevorstehende Rückgang des Hu-
manvermögens als eine der größten Her-
ausforderungen für Wirtschaft und Politik
in Medien und Politik die erforderliche
Aufmerksamkeit gewinnen. Das aber ist
die Voraussetzung dafür, um der Nach-
wuchssicherung und dem lebenslangen
Lernen den politischen Platz zu erobern,
den sie im Interesse unserer gemeinsamen
Zukunft benötigen.

� � �

Franz-Xaver Kaufmann ist Emeritus für Sozialpolitik

und Soziologie der Universität Bielefeld, Carsten

Stahmer lehrt Wirtschafts- und Sozialstatistik an

der Universität Heidelberg.

Wolfgang Klähn, Allem Bewegen ist der Sinn die

Mitte, 1958/1976/1977, Wasserfarben, 50 × 70 cm

Aus gesellschaftspoliti-
scher Sicht kommt es
nicht auf das Wachstum
der Bevölkerung an,
sondern auf die Entwick-
lung des kollektiven
Humanvermögens.
Deshalb ist es wichtiger,
schon geborene Kinder
zu fördern, als die
Geburtenrate steigern
zu wollen. Maßgeblich
ist nicht die Zahl der
Köpfe, sondern das,
was in ihnen steckt.
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